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Zusammenfassung
Der vorliegende Beitrag gibt eine Übersicht über Entwicklung und aktuellen Stand der 
Wahlforschung zu LGBTQ*-Bürger*innen und fokussiert dann auf das Fallbeispiel Deutsch-
land. Die Ergebnisse der ersten LGBTQ* Wahlstudie Deutschland zeigen, dass die LGBTQ* 
Community in Deutschland kein Monolith ist, sondern eine Gruppe von Menschen mit 
vielen Gemeinsamkeiten, aber auch Widersprüchen. Forschung zu LGBTQ*-Bürger*innen 
kann traditionelle Ansätze in Politik- und Sozialwissenschaften aufbrechen und drängen-
den Problemen unserer Gesellschaften eine neue Perspektive hinzufügen.
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1 Einleitung
In Bezug auf LGBTQ*-Bürger*innen, bzw. ihre rechtliche und reale Lebenssituation, las-
sen sich in den letzten Jahren zwei parallele Entwicklungen beobachten: eine Erweite-
rung von Antidiskriminierungsmaßnahmen und Bürgerrechten einerseits sowie anderer-
seits eine wachsende Ablehnung gegenüber sexueller und geschlechtlicher Vielfalt. Dieses 
Spannungsfeld resultiert in einer zunehmenden Polarisierung innerhalb der Gesellschaft. 
LGBTQ* Personen bzw. die Rechte von LGBTQ*-Personen (ebenso wie auch Akzeptanz 
und Sichtbarkeit) werden mehr und mehr eine der entscheidenden Konfliktlinien, anhand 
der sich westliche Gesellschaften spalten (Hunklinger/Ajanovic 2021). Die Themen politi-
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sche Teilhabe, Sichtbarkeit und Repräsentation von LGBTQ*-Bürger*innen sind ein Feld, an 
dem sich aktuell in unseren Gesellschaften ausgetragene Konflikte bzgl. Liberalismus und 
Regression besonders deutlich zeigen, wie unter einem Brennglas. Rechtlich, politisch und 
gesellschaftlich sind wir von einer echten Gleichstellung noch weit entfernt und die Errun-
genschaften für einige LGBTQ* Bürger*innen sollten nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
diese eben nicht für alle LGBTQ* Personen gelten. So spielen Diskriminierung und Aus-
grenzung nach wie vor eine Rolle in den Leben vieler Menschen, auch wenn sie rechtlich 
gleichgestellt sind. Vor dem Hintergrund dieses Antagonismus stellt sich dieser Beitrag die 
Frage, welche politischen Einstellungen und Parteipräferenzen von LGBTQ*-Bürger-innen 
im Kontext von Wahlen in Deutschland artikuliert werden.

Bisher werden in Deutschland keine offiziellen Zensus-Daten zu sexueller Orientierung 
oder Geschlechtsidentität erhoben und ebenso spielen diese Kategorien in der Parteien- und 
Wahlforschung meist keine Rolle.1 Wir wissen oft nicht, ob und wie sich LGBTQ*-Personen 
beteiligen, welche politischen Einstellungen sie haben und welche Parteien sie unterstützen. 
Zudem gibt es in Bezug auf die politik- und sozialwissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit LGBTQ*-Bürger*innen einen (theoretischen) Graben zwischen der klassischen Politik-
wissenschaft – insbesondere der Wahl- und Partizipationsforschung – einerseits und den 
Queer Studies andererseits. In der Partizipations- und vor allem auch in der Wahlforschung 
spielen Kategorien wie Alter, Einkommen, Geschlecht, etc. eine zentrale Rolle, wohingegen 
die Queer Studies sich zum Ziel gesetzt haben, diese Kategorien aufzubrechen und zu über-
winden.

Der vorliegende Beitrag gibt eine kurze Übersicht über Entwicklung und aktuellen Stand der 
Wahlforschung zu LGBTQ*-Bürger*innen und fokussiert dann auf das Fallbeispiel Deutsch-
land.

2 Politische Partizipation von LGBTQ*-Bürger*innen
Politische Partizipation ist zweifellos ein, wenn nicht das zentrale Element jeder Demokra-
tie (Ekman/Amna 2012). Dabei spielt die Konstruktion von Bürger*innen als diejenigen, 
die in der Lage sind, öffentlich an Entscheidungen teilzunehmen und Ansprüche geltend 
zu machen, eine wesentliche Rolle (Hines/Santos 2018: 37). Rechtliche Gleichheit ist dabei 
die zentrale Voraussetzung jeder Art von politischer Beteiligung. Dies gilt insbesondere für 
marginalisierte Gruppen (Hunklinger/Ferch 2020). Wenn wir über Teilhabe von marginali-
sierten Gruppen nachdenken, wird jedoch sehr schnell klar, dass es neben der rechtlichen 
Dimension auch eine soziale Dimension von Staatsbürgerschaft zu bedenken gibt. Nur weil 
jemand formal alle Rechte hat, heißt das noch lange nicht, dass es der Person auch möglich 
ist diese zu nutzen. Hier spielen vor allem auch anhaltende Diskriminierung und Ausgren-

1 Mit einem Zensus wird ermittelt, wie viele Menschen in Deutschland leben, wie sie wohnen und 
arbeiten.
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zung eine Rolle. Ein breites Spektrum an Instrumenten der politischen Partizipation ist für 
LGBTQ*-Personen möglicherweise nicht so leicht zugänglich wie für andere. So ist etwa 
für jemanden der Diskriminierung im Alltag erlebt hat, die Hürde, sich in einer politischen 
Partei zu engagieren sehr viel höher als für jemanden, der diese Diskriminierungserfahrun-
gen nicht gemacht hat. Vor diesem Hintergrund spielen Wahlen nach wie vor eine wichtige 
Rolle, da sie bis heute die allgemeinste, einfachste und egalitärste Form politischer Partizi-
pation darstellen (Ekman u.a. 2016; Hunklinger 2021). In Bezug auf LGBTQ*-Bürger*innen 
ist dabei auch eine inklusive und breite Konzeption von Staatsbürgerschaft zentral. Diese 
Konzeptionen sind häufig mit einer Politik der Sichtbarkeit und Anerkennung verknüpft, 
die versucht, soziale Gerechtigkeit auf Grundlage der Herstellung der zuvor verweigerten 
Anerkennung neu zu gestalten (Hines/Santos 2018: 38).

Die politikwissenschaftliche Literatur, die sich mit Fragen von politischer Partizipation und 
Repräsentation von LGBTQ*-Bürger*innen beschäftigt, ist in den letzten Jahren gewach-
sen (Ayoub/Paternotte 2014; Ayoub 2016; Reynolds 2013; 2019; Hines/Santos 2018; Kuh-
ar/Monro/Takács 2018; Halberstam 2018; Magni/Reynolds 2018; Monro/Van Der Ros 2018; 
Paternotte 2018; Ayoub/Chetaille 2020; Hunklinger/Ferch 2020; Proctor 2021; Hunklinger 
2021; Turnbull-Dugarte 2020; 2021; Ayoub 2022). In seinem Übersichtsartikel zeigte Pater-
notte (2018), dass sich die politikwissenschaftliche Forschung dabei in den letzten Jahren 
auch stark diversifiziert hat. Studien, die sich explizit mit dem Wahlverhalten von LGBTQ*-
Bürger*innen befassen, sind immer noch selten und konzentrieren sich hauptsächlich auf 
den Kontext der Vereinigten Staaten und Kanada (Hunklinger 2021). Dabei zeigte Herzog 
(1996) bereits in den 1990er Jahren, dass schwule, lesbische und bisexuelle Männer und 
Frauen nicht nur überdurchschnittliches Interesse an Politik haben, sondern auch einen 
hochaktiven Wähler*innenblock bilden. Bei diesen ersten Studien wurde bereits deutlich, 
dass sexuelle Orientierung ein Faktor ist, der das Wahlverhalten von Bürger*innen prägt 
(Baily 2000). Studien im US-Kontext zeigen ebenfalls, dass LGBTQ*-Wähler*innen vor allem 
linke und progressive Parteien wie die Demokraten in den Vereinigten Staaten unterstützen 
(Schaffner/Senic 2006: 130; Swank 2018: 34). Auch im Kontext von Westeuropa zeigte Turn-
bull-Dugarte (2020; 2021), dass LGBTQ*-Wähler*innen, ähnlich wie im Kontext der Verei-
nigten Staaten, eher sozialdemokratische, progressive und linke Parteien wählen.

Empirische Forschung zu Wahlverhalten und politischen Präferenzen, welche Aussagen 
über die Gesamtbevölkerung machen will, beruht in der Regel auf repräsentativen Umfra-
gen. Eine der wesentlichen Voraussetzungen für die Durchführung einer repräsentativen 
Befragung ist jedoch die Kenntnis der Grundgesamtheit (Döring/Bortz 2016). Vor dem Hin-
tergrund der Diskriminierung und (strafrechtlichen) Verfolgung von LGBTQ*-Personen in 
Deutschland in Vergangenheit (Gammerl 2010) und Gegenwart (Heitmeyer 2012; Decker/
Kiess/Brähler 2016) gibt es allerdings keine Informationen über die Anzahl von nicht-hete-
rosexuellen und nicht-cis/endgeschlechtlichen Bürger*innen. Zudem beinhalten Exit Polls 
oder andere Studien rund um Wahlen in Deutschland bisher keine Fragen zur sexuellen 
Orientierung oder Geschlechtsidentität. Das methodische Problem eines Mangels an Daten 
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über LGBTQ+-Personen innerhalb der allgemeinen Bevölkerung ist auch ein Thema, das in 
den Sozialwissenschaften derzeit immer mehr diskutiert wird (Guyen 2022).

Der folgende Teil gibt einen kurzen Einblick in Ergebnisse der ersten Studien, die sich expli-
zit mit dem Wahlverhalten und den politischen Einstellungen von LGBTQ*-Bürger*innen 
in Deutschland befassen.

3 LGBTQ*-Wähler*innen in Deutschland – eine 
Spurensuche

Die LGBTQ* Wahlstudie Deutschland 2019 war die bisher größte Studie, die sich politischen 
Einstellungen und Wahlverhalten von LGBTQ*-Bürger*innen beschäftigte, und umfasst 
Personen im Alter von 18 bis 97 Jahren mit unterschiedlichem sozioökonomischem und 
Bildungshintergrund aus ganz Deutschland. Die Umfrage ist nicht repräsentativ, gibt aber 
einen guten Einblick in politischen Einstellungen und Wahlverhalten von Bürger*innen, die 
sich selbst als LGBTQ* identifizieren.

Die Ergebnisse der ersten LGBTQ* Wahlstudie Deutschland zeigen, dass die LGBTQ* Com-
munity in Deutschland kein Monolith ist, sondern eine Gruppe von Menschen mit vielen 
Gemeinsamkeiten, aber auch Widersprüchen. Es gibt schwule, lesbische und trans* Perso-
nen, die sich als Teil einer Gemeinschaft, der oder einer „LGBTQ*-Community“ verstehen. 
Homo- und Transphobie sind für sie wichtige Themen. Einige schwule und lesbische Bür-
ger*innen identifizieren sich jedoch nicht als Teil der oder einer LGBTQ*-Community. Ein 
Teil dieser Bürger*innen ist dabei bereit, die eigene rechtliche Situation beiseitezulegen, weil 
andere Themen wie beispielsweise die selbstwahrgenommene Bedrohung durch Migran-
t*innen für wichtiger gehalten werden. Dieses Phänomen beschreiben Hunklinger und Aja-
novic (2021) als Electoral Homonationalism. Unter Electoral Homonationalsm verstehen sie 
das Phänomen, dass politische Parteien, Akteure oder auch Bürger*innen LGBTQ*-Rechte 
instrumentalisieren um gegen andere Minderheiten z.B. Muslime zu hetzen.

Die Ergebnisse der Studie zeigen des Weiteren, dass LGBTQ*-Bürger*innen in Deutschland, 
wie auch in den USA oder anderen westeuropäischen Ländern, überwiegend progressive 
oder linke Parteien wählen. Während lesbische Frauen Bündins 90/Die Grünen und Die Lin-
ke bevorzugen, unterstützen schwule Männer eher SPD und FDP. Ein geringerer Teil wählt 
die konservative Union aus CDU/CSU und die rechtspopulistische AfD. Es gab keine Unter-
stützung für rechte Parteien innerhalb der trans* Wähler*innenschaft in der Umfrage und 
im Vergleich zu schwulen und lesbischen Wähler*innen sind trans* Wähler*innen sowohl 
hinsichtlich ihrer Parteipräferenzen als auch ihrer politischen Einstellungen eher linksge-
richtet. Eine Erklärung dafür könnten die inklusiveren Parteiprogramme der Grünen und 
der Linken sein und die Tatsache, dass eine große Mehrheit der Teilnehmer*innen angab, 
dass ihnen das Programm einer Partei sehr wichtig sei. Darüber hinaus war Umweltpolitik 
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für die befragten Frauen wichtiger als für die Männer. Gerade für Bündins 90/Die Grünen
und Die Linke zeigen die Ergebnisse, dass sie in den Gegenden, in denen sie traditionell eher 
schwach ausgeprägte Unterstützung haben, in der LGBTQ*-Community eine solide Basis 
an Wähler*innen haben.

Diese Parteipräferenzen entsprechen auch den politischen Einstellungen der Teilneh-
mer*innen der Studie, in der sich eine mehrheitliche Unterstützung für linke und progres-
sive Themen zeigen. Dies gilt sowohl für politische Einstellungen zu mehr Gleichberechti-
gung für LGBTQ*-Bürger*innen als auch für andere Themen, die von sozialer Gleichstel-
lung bis hin zu Umwelt und Migration reichen.

Die Diversität innerhalb der Gruppe der LGBTQ*-Bürger*innen basiert auf unterschiedli-
chen Identitätsaspekten. Nicht für all Personen sind sexuelle Orientierung und Geschlechts-
identität zentral in ihrer Selbstwahrnehmung. Die unterschiedliche Salienz kann sich in 
verschiedenen politischen Präferenzen niederschlagen. Einige Personen werden möglicher-
weise in Bezug auf einen Aspekt ihrer Identität (z.B. sexuelle Orientierung) an den Rand 
der Gesellschaft gedrängt, finden sich jedoch in Bezug auf andere Aspekte in einer privile-
gierteren Gruppe wieder (z.B. weiße Männer). Daher können diejenigen, die mehrere mar-
ginalisierte Identitäten einnehmen, zwischen den manchmal widersprüchlichen Agenden 
mehrerer gesellschaftlicher Gruppen, denen sie angehören, gefangen sein oder von diesen 
Bewegungen völlig übersehen werden. Diese Diversität wird allerdings häufig gegeneinan-
der ausgespielt und dafür benutzt, um sich gegenüber anderen Gruppen abzugrenzen. Dabei 
sollte diese Diversität viel mehr als das gesehen werden, was sie ist: eine Stärke und ein 
Katalysator für einen gemeinsamen politischen Kampf für mehr Gleichberechtigung, Eman-
zipation und Solidarität. In diesem Kontext ist weitere Forschung notwendig, die vor allem 
auch eine intersektionale Analyse miteinschließt, um Überschneidungen und des Zusam-
menwirkens von verschiedenen Diskriminierungsformen zu erfassen.

Die Ergebnisse der Studien verdeutlichen zudem die Problematik des Minderheitenbegriffs 
selbst, der durch umfrage-/kategorienbasierte sozialwissenschaftliche Forschung, in der 
gewisse Identifikationskategorien von außen konstruiert werden, noch verstärkt wird. Der 
Minderheitenstatus wird eher zugeschrieben, als dass sich Personen diesen selbst aussu-
chen. Dabei sollten die Ergebnisse nicht nur in einem breiteren Rahmen von Intersektiona-
lität betrachtet werden, sondern auch im Spannungsfeld von politischen und gesellschaftli-
chen Kräften, die Ungleichheiten von Bürger*innen manifestieren und instrumentalisieren, 
diskutiert werden.

4 Fazit – Vielfalt als Auftrag
Die Forschung zu politischen Einstellungen und Wahlverhalten von LGBTQ*-Bürger*innen 
in Deutschland offenbart mehrere interessante gesellschaftliche und theoretische Implika-
tionen. Forschung zu LGBTQ*-Bürger*innen kann traditionelle Ansätze in Politik- und Sozi-
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alwissenschaften aufbrechen und drängenden Problemen unserer Gesellschaften eine neue 
Perspektive hinzufügen. Aus politikwissenschaftlicher Sicht zeigen die Ergebnisse, dass die 
empirische Umfrageforschung eine Erweiterung der soziodemografischen Kategorisierung 
im Bereich sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität erfordert. Das Nachdenken dar-
über fordert uns heraus, traditionelle Kategorien wie z.B. Geschlecht der Wahl- und Parti-
zipationsforschung und allgemein der Politik- und Sozialwissenschaften zu hinterfragen. 
Dies stellt zudem nicht nur gängige Vorstellungen von Staatsbürgerschaft in Frage, sondern 
ermöglicht uns auch, Staatsbürgerschaft auf breitere und umfassendere Weise zu denken, 
was besonders im Zusammenhang mit der politischen Partizipation marginalisierter Perso-
nen wesentlich ist. (Geschlechts-)Identität und Sexualität sind zentrale Merkmale des kol-
lektiven Lebens und sollten auch in diesem Kontext verstärkt berücksichtigt werden. Politi-
sche Partizipation im Zusammenhang mit sexueller und sind entscheidend für das Verständ-
nis unserer heutigen Demokratie. Es ist wichtig zu bedenken, dass sowohl Diskriminierung 
als auch Ausgrenzung innerhalb der Gesellschaft, sowie innerhalb der LGBTQ*-Commu-
nity bestimmte Auswirkungen auf LGBTQ*-Bürger*innen, ihre politischen Einstellungen 
und ihr Wahlverhalten haben. Ungleichheiten bei der politischen Partizipation untergraben 
die Qualität von Partizipation, Repräsentation und Legitimität im demokratischen Prozess. 
Die Vielfalt unter den LGBTQ*-Bürger*innen hat dabei auch Auswirkungen auf politische 
Parteien und politische Entscheidungsträger*innen, die sich darüber im Klaren sein müs-
sen, dass für viele Menschen dieser Gruppe rechtliche und soziale Aspekte der Staatsbür-
gerschaft miteinander verflochten sind und sich gegenseitig konstituieren. Die Errungen-
schaften für einige LGBTQ*-Bürger*innen sollten nicht darüber hinwegtäuschen, dass diese 
nicht für alle LGBTQ*-Personen gelten. Rechtlich sind LGBTQ*-Bürger*innen zwar meist 
gleichgestellt, politisch und gesellschaftlich liegt vor Deutschland noch ein langer Weg hin 
zu echter Akzeptanz und Teilhabe.
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